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THEMEN IN DIESER AUSGABE

Keine begünstigte Hand­
werkerleistung bei Her­
stellung einer öffentlichen 
Mischwasserleitung

Eine steuerbegünstigte Handwerkerleis-
tung kann auch durch die öffentliche 
Hand erfolgen. Unerheblich ist, ob die 
öffentliche Hand die Kosten dieser Leis-
tung durch Bescheid oder aufgrund eines 
zuvor geschlossenen Vertrags erhebt.
Erforderlich ist aber, dass die Handwer-
kerleistung im Haushalt des Steuerpflich-
tigen erbracht wird. Der Haushaltsbezug 
ist räumlich funktional zu verstehen. Die 
Handwerkerleistung kann damit auch au-
ßerhalb der Grundstücksgrenze durchge-
führt werden, muss aber immer noch in 
unmittelbarem räumlichem Zusammen-
hang zum Haushalt des Steuerpflichti-
gen stehen und diesem dienen. Darunter 
fallen z. B. Haus- bzw. Grundstücksan-
schlüsse.
Der Bundesfinanzhof hat zulasten eines 
Grundstückseigentümers entschieden, 
dass der von einem Abwasserzweckver-
band erhobene Baukostenzuschuss für 
die Herstellung einer öffentlichen Misch-
wasserleitung keine begünstigte Hand-
werkerleistung darstellt. Sein Grund-
stück wurde an die öffentliche Kläranlage 
angeschlossen. Dafür musste in der Stra-
ße eine neue Mischwasserleitung verlegt 
werden. Im Gegensatz zu einem direkten 
Grundstücksanschluss ist die Mischwas-
serleitung Teil des öffentlichen Sammel-
netzes und es fehlt der räumlich funkti-
onale Zusammenhang zum Grundstück.
BFH, Urt. v. 21.02.2018, VI R 18/16,  
BFH/NV 2018, S. 855

Verbilligte Überlassung  
von GmbH-Anteilen als  
Arbeitslohn

Erwirbt ein leitender Arbeitnehmer ver-
billigt eine GmbH-Beteiligung, kann dies 
für ihn auch dann zu Arbeitslohn führen, 
wenn nicht der Arbeitgeber selbst, son-
dern stattdessen ein Gesellschafter des 
Arbeitgebers die Beteiligung veräußert. 
Es reicht, dass der Vorteil aus dem ver-
billigten Erwerb dem Arbeitnehmer für 
seine Arbeitsleistung gewährt wird.
Der als Arbeitslohn zu erfassende geld-
werte Vorteil besteht nicht in der über-
t ragenen Betei l igung als solcher. Er 
besteht in der Verbil l igung, also dem 
Preisnachlass. Die Bewertung des Vor-

teils erfolgt anhand des gemeinen Werts 
der Beteiligung. 
Primär ist der gemeine Wert aus Verkäu-
fen abzuleiten, die weniger als ein Jahr 
zurückliegen. Solche Verkäufe sind aber 
dann nicht zu berücksichtigen, wenn sie 
unter ungewöhnlichen Verhältnissen 
zustande gekommen sind. Verkäufe ei-
nes Arbeitgebers an einen Arbeitnehmer 
etwa stellen in der Regel keine Veräu-
ßerungen im gewöhnlichen Geschäfts-
verkehr dar, da es nahe liegt, dass das 
Arbeitsverhältnis Einfluss auf die Ver-
kaufsmodalitäten hat.
Ist der gemeine Wert einer Beteiligung 
unter Berücksichtigung des Vermögens 
und der Er tragsaussichten zu schät-
zen, ohne dass das gängige Stuttgarter 
Verfahren in Betracht kommt, darf das 
Finanzgericht die Schätzung des Fi-
nanzamtes nicht als eigene Schätzung 
übernehmen. Es muss regelmäßig ein 
Sachverständigengutachten zur Werter-
mittlung einzuholen.
BFH, Urt. v. 15.03.2018, VI R 8/16,  
BFH/NV 2018, S. 865

Keine zwingende verdeckte  
Gewinnausschüttung  
bei Entgeltumwandlung

Ein Geschäftsführer war mehrheitlich an 
einer GmbH beteiligt. Die GmbH sagte ihm 
1994 eine Altersrente von 60 % des letzten 
Grundgehalts ab dem 65. Lebensjahr zu. 
Die Altersversorgung wurde 2010 mit einer 
zusätzlichen Unterstützungskassenzusage 
verbessert. Hierzu wurde eine Entgeltum-
wandlung vereinbart. Die gekürzten Ge-
haltsanteile zahlte die GmbH an die Ver-
sorgungskasse, die dem Geschäftsführer 
eine Versorgungszusage erteilte und eine 
entsprechende Rückdeckungsversiche-
rung abschloss. Die GmbH berücksichtig-
te die Beitragszahlungen als Betriebsaus-
gaben.
Das Finanzamt hingegen sah in der Un-
terstützungskassenzusage eine verdeckte 
Gewinnausschüttung. Es argumentierte, 
dass der Geschäftsführer zum Zeitpunkt 
der Zusage bereits das 58. Lebensjahr 
überschritten habe und die zusätzliche Al-
tersversorgung nicht mehr erdienen könne.
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Der Bundesfinanzhof widersprach der 
Auffassung der Finanzverwaltung. Wirt-
schaf t l ich betrachtet verfügt der Ge-
schäftsführer mit der durch Entgeltum-
wandlung finanzierten Altersversorgung 
über sein eigenes (künftiges) Vermögen. 
Er legt lediglich Aktivbezüge zugunsten 
künftiger Altersbezüge zurück. Daher 
gibt es regelmäßig keine Veranlassung, 
die Entgeltumwandlung am Maßstab der 
Erdienbarkeit zu prüfen.
BFH, Urt. v. 07.03.2018, I R 89/15,  
BFH/NV 2018, S. 887

Keine Spekulationssteuer 
auf häusliches Arbeitszim­
mer bei Verkauf des selbst­
genutzten Eigenheims

Beträgt der Zeitraum zwischen Anschaf-
fung und Veräußerung eines Grund-
stücks/einer Wohnung nicht mehr als 
zehn Jahre, liegt ein privates Veräuße-
rungsgeschäft vor. Ein Gewinn daraus 
unterliegt der Einkommensteuer (Speku-
lationssteuer). Das gilt nicht für ein Ei-
genheim, also wenn das bebaute Grund-
stück/die Wohnung seit Anschaffung/
Herstellung ausschließlich oder im Jahr 
der Veräußerung und in den beiden vor-
angegangenen Jahren zu eigenen Wohn-
zwecken genutzt wurde.
Die Finanzverwaltung geht davon aus, 
dass ein häusliches Arbeitszimmer nicht 
Wohnzwecken dient. Damit müsse bei ei-
nem privaten Veräußerungsgeschäft der 
auf das Arbeitszimmer entfallende Ver-
äußerungsgewinn der Besteuerung un-
terworfen werden.
Anders sieht es das Finanzgericht Köln. 
Es hat einem Lehrer Recht gegeben, der 
seine selbstgenutzte Wohnung verkaufte 
und den auf das Arbeitszimmer entfallen-
den Gewinn versteuern sollte. Jedenfalls 
im Rahmen der Überschusseinkünfte – 
der Lehrer erzielte Einkünfte aus nicht-
selbständiger Arbeit – und wenn eine 
weit überwiegende Eigennutzung der 
Wohnung im Übrigen vorliegt, ist ein 
Arbeitszimmer nicht schädlich. Im vor-
liegenden Fall akzeptierte das Finanzge-
richt die Größe des Arbeitszimmers, das 
knapp unter 20 % der Gesamtwohnfläche 
ausmachte.
Der Bundesfinanzhof muss abschließend 
entscheiden.
BMF, Schr. v. 05.10.2000, IV C 3 – S 2256 
– 263/00, BStBl 2000 I, S. 1383, Tz. 21
FG Köln, Urt. v. 20.03.2018, 8 K 1160/15, 
(Rev. eingel., Az. BFH: IX R 11/18),  
BB 2018, S. 1366

Ermittlung der ortsüblichen 
Marktmiete möblierter Woh­
nungen

Eine Wohnungsmiete muss mindestens 
66 % der ortsüblichen Marktmiete betra-

gen, um als voll entgeltliche Vermietung 
anerkannt zu werden. Liegt die verein-
barte Miete darunter, können Vermieter 
entstandene Werbungskosten nur antei-
lig geltend machen.
Wird eine Wohnung möbliert oder teilmö-
bliert vermietet, kann es zur Ermittlung 
der Marktmiete erforderlich sein, für die 
Möblierung einen Zuschlag zu berück-
sichtigen.
Der Bundesfinanzhof stellte hierzu fol-
gende Grundsätze auf:
 �Sieht der Mietspiegel für die überlasse-

nen Gegenstände einen prozentualen 
Zuschlag oder eine Erhöhung des Aus-
stattungsfaktors über das Punktesys-
tem vor, ist diese Berechnung für die 
marktübliche Vergleichsmiete heranzu-
ziehen.

 �	Lässt sich dazu dem Mietspiegel nichts 
entnehmen, ist ein am Markt realisier-
barer Möblierungszuschlag zu berück-
sichtigen.

 �	Ist dieser nicht ermittelbar, wird auf 
die ortsübliche Marktmiete ohne Möb-
lierung abgestellt. Ein Möblierungszu-
schlag, der auf Grundlage der linearen 
AfA ermittelt wird, kommt nicht in Be-
tracht. Ebenso wenig ist ein prozentua-
ler Mietrenditeaufschlag anzusetzen.

§ 21 Abs. 2 EStG
BFH, Urt. v. 06.02.2018, IX R 14/17,  
BFH/NV 2018, S. 849

Keine überhöhten Anfor­
derungen an Rechnung für 
Vorsteuerabzug

Eine Rechnung muss, um zum Vorsteu-
erabzug zu berechtigen, insbesondere 
Angaben zu der dem Leistenden erteil-
ten Steuernummer oder Umsatzsteuer-
Identifikationsnummer, zur Menge und 
Art (handelsübliche Bezeichnung) der ge-
lieferten Gegenstände und zum Umfang 
und zur Art der sonstigen Leistung sowie 
zum Zeitpunkt der Lieferung oder sons-
tigen Leistung enthalten. Entscheidend 
ist, dass die Rechnungsangaben es der 
Finanzverwaltung ermöglichen, die Ent-
richtung der Umsatzsteuer und ggf. das 
Bestehen des Vorsteuerabzugsrechts zu 
kontrollieren. Deshalb dürfen keine über-
höhten oder unzumutbaren Anforderun-
gen an die Rechnung gestellt werden.
So kann sich z. B. die grundsätzlich erfor-
derliche Angabe des Kalendermonats, in 
dem die Leistung erfolgte, aus dem Aus-
stellungsdatum der Rechnung ergeben, 
wenn nach den Verhältnissen des Ein-
zelfalls davon auszugehen ist, dass die 
Leistung in dem Monat bewirkt wurde, in 
dem die Rechnung ausgestellt wurde. Da-
bei muss das Finanzamt auch ergänzen-
de zusätzliche Informationen des Steu-
erpflichtigen berücksichtigen und darf 
sich nicht auf die Prüfung der Rechnung 
selbst beschränken.

Hinweis: Bitte beachten Sie gleichwohl 
die ansonsten strengen Anforderungen 
an die Rechnung.
BFH, Urt. v. 01.03.2018, V R 18/17,  
BFH/NV 2018

Abzug von Unterhaltsauf­
wendungen als außerge­
wöhnliche Belastung

Ein Ehepaar machte eine im Dezember 
2010 entrichtete Zahlung i. H. v. 3.000 € 
als außergewöhnliche Belastung geltend. 
Die Zahlung hatte das Paar an den in 
Brasilien lebenden Vater der Ehefrau als 
Unterhaltszahlung geleistet. Im Mai 2011 
überwies das Ehepaar dem Vater erneut 
3.000 €. Das Finanzamt sah die erste Zah-
lung als Unterhaltszahlung für den Zeit-
raum von Dezember 2010 bis April 2011 
an und ließ in 2010 lediglich einen antei-
ligen, auf Dezember 2010 entfallenden 
Betrag als außergewöhnliche Belastung 
zum Abzug zu.
Der Bundesfinanzhof bestätigte die Auf-
fassung des Finanzamts. Unterhalts-
zahlungen sind nach ständiger Recht-
sprechung nur insoweit zum Abzug 
zugelassen, als sie dem laufenden Le-
bensbedarf des Unterhaltsempfängers 
im Veranlagungszeitraum dienen. Zwar 
können auch nur gelegentliche, z .  B. 
nur ein- oder zweimalige Leistungen im 
Jahr, Unterhaltsaufwendungen sein. Eine 
Rückbeziehung der Zahlung auf einen vor 
dem Monat der Zahlung liegenden Zeit-
raum ist jedoch grundsätzlich ausge-
schlossen. Ebenfalls nicht abzugsfähig 
sind Zahlungen, soweit sie zur Deckung 
„laufender“ Bedürfnisse für eine Zeit 
nach Ablauf des Veranlagungszeitraums 
der Zahlung geleistet werden.
Hinweis: Die Rechtsprechung des Bun-
desfinanzhofs kann zu gewissen Härten 
führen. Es sollte darauf geachtet werden, 
dass die volle Abziehbarkeit von Unter-
haltsaufwendungen durch eine zweck-
mäßige Wahl des Zahlungszeitpunkts si-
chergestellt wird.
BFH, Urt. v. 25.04.2018, VI R 35/16,  
BFH/NV 2018, S. 1016

Verschmelzung nach  
Forderungsverzicht gegen 
Besserungsschein kann 
verdeckte Gewinnausschüt­
tung auslösen

Verzichtet der Gesellschafter einer Ka-
pitalgesellschaft gegenüber seiner ver-
mögenslosen und inaktiven Gesellschaft 
gegen Besserungsschein auf eine Dar-
lehnsforderung, muss die Kapitalgesell-
schaft diese gewinnerhöhend ausbuchen. 
Wird die Kapitalgesellschaft (übertragen-
de Rechtsträgerin) anschließend auf eine 
finanziell gut ausgestattete Schwesterka-
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pitalgesellschaft (übernehmende Rechts-
trägerin) verschmolzen und tritt dadurch 
der Besserungsfall ein, muss die über-
nehmende Rechtsträgerin die Verbind-
lichkeit gewinnmindernd passivieren.
Ist die Schuldübernahme ausschließlich 
durch das Gesellschaftsverhältnis ver-
anlasst, ist die Gewinnminderung au-
ßerbilanziell durch eine verdeckte Ge-
winnausschüttung zu korrigieren. Der 
steuerliche Gewinn darf durch die Wie-
dereinbuchung der Verbindlichkeit nicht 
gemindert werden. Die Schuldübernah-
me ist z. B. ausschließlich durch das Ge-
sellschaftsverhältnis veranlasst, wenn 
die Verschmelzung der übertragenden 
Rechtsträgerin als „leere Hülle“ mit der 
Belastung der zu erfüllenden Verbind-
lichkeiten bei Eintritt des Besserungs-
falls nur den Zweck gehabt hat, die Ver-
bindlichkeiten aus der Besserungsabrede 
durch die solvente übernehmende Rechts-
trägerin zugunsten der Gesellschafter zu 
übernehmen.
BFH, Urt. v. 21.02.2018, I R 46/16,  
BFH/NV 2018, S. 893

Zuordnung des verrechen­
baren Verlusts bei unent­
geltlicher Übertragung 
eines Kommanditanteils

Überträgt ein Kommanditist seine Betei-
ligung an einer Kommanditgesellschaft 
unentgeltlich, geht der verrechenbare 
Verlust auf den Übernehmer über. Dies 
gilt unabhängig davon, ob ein Komman-
ditanteil im Ganzen oder nur teilweise 
übertragen wird. Überträgt der Komman-
ditist nur einen Teil seiner Beteiligung, 
geht der verrechenbare Verlust auch nur 
anteilig auf den Übernehmer über. Vor-
aussetzung für einen Übergang des ver-
rechenbaren Verlusts ist jedoch, dass 
dem Übernehmer auch das Gewinnbe-
zugsrecht (Anspruch auf künftige antei-
lige Zuteilung des Gewinns) aus dieser 
Beteiligung zusteht.
Die Übernahme eines negativen Kapital-
kontos steht der Annahme der Unentgelt-
lichkeit nicht entgegen. An einer Entgelt-
lichkeit fehlt es jedenfalls dann, wenn die 
anteiligen stillen Reserven einschließlich 
eines Geschäftswerts das übernommene 
negative Kapitalkonto übersteigen. Der 
verrechenbare Verlust mindert die Ge-
winne, die dem Kommanditisten in späte-
ren Jahren zuzurechnen sind. Ist folglich 
im Zuge einer unentgeltlichen Anteils-
übertragung das Gewinnbezugsrecht 
anteilig übergegangen, besteht insoweit 
die Verpflichtung, künftige Gewinne zum 
Auffüllen des negativen Kapitalkontos zu 
verwenden.
§ 15a Abs. 2 Satz 1 EStG
§ 169 Abs. 1 Satz 2 HGB
BFH, Urt. v. 01.03.2018, IV R 16/15,  
BFH/NV 2018, S. 861

Schadensersatz wegen 
überhöhter Einkommen­
steuerfestsetzung ist kein  
Arbeitslohn

Ein Arbeitnehmer führ te für seinen 
Dienstwagen ein Fahrtenbuch, das vom 
Finanzamt als nicht ordnungsgemäß ver-
worfen wurde. Die in der Folge zu Recht 
angewendete 1 % Regelung führte zu ei-
ner höheren Steuer, als sie bei der Aner-
kennung des Fahrtenbuchs entstanden 
wäre. Trotz eines Mitverschuldens des 
Arbeitnehmers erkannte die Haftpflicht-
versicherung des Arbeitgebers einen 
Schadensersatzanspruch des Arbeitneh-
mers an, dem sie im Vergleichsweg nach-
kam. Das Finanzamt behandelte die Zah-
lung als Arbeitslohn und unterwarf sie 
der Einkommensteuer.
Der Bundesfinanzhof entschied, dass 
kein Arbeitslohn vorliegt, wenn der Ar-
beitgeber dem Arbeitnehmer einen Scha-
den ersetz t , den dieser infolge einer 
Pflichtverletzung des Arbeitgebers tat-
sächlich erlitten hat. Das ist bei einer 
vom Arbeitgeber verursachten überhöh-
ten Einkommensteuerfestsetzung beim 
Arbeitnehmer der Fall. Der in diesem Zu-
sammenhang geleistete Schadensersatz 
dient dem Ausgleich einer Vermögensein-
buße, die nicht in der Erwerbs-, sondern 
in der Privatsphäre eingetreten ist. Der 
Arbeitnehmer muss die Pflichtverletzung 
und die dadurch verursachte Erhöhung 
der Einkommensteuer im Zweifel nach-
weisen. Er muss auch darlegen, dass die 
Ersatzleistung dem Ausgleich des Scha-
dens diente.
BFH, Urt. v. 25.04.2018, VI R 34/16,  
DStR 2018, S. 1706

	Kein Abzug nachträglicher 
Werbungskosten bei Kapi­
taleinkünften ab 2009

Die Besteuerung der Kapitaleinkünf-
te ist seit 2009 grundlegend neu gere-
gelt worden. Durch die Einführung der 
Abgeltungsteuer ist bei der Ermittlung 
der Einkünf te aus Kapita lvermögen 
als Werbungskosten ein sog. Sparer-
Pauschbetrag abzuziehen; der Abzug der 
tatsächlichen Werbungskosten ist aus-
geschlossen. Nur in bestimmten Fällen 
der tariflichen Besteuerung kann das Ab-
zugsverbot „vermieden“ werden, z. B. im 
Zuge einer mindestens 25 %igen Beteili-
gung an einer Kapitalgesellschaft (sog. 
unternehmerische Beteiligung).
In einem vom Bundesfinanzhof entschie-
denen Fall machte ein ehemaliger Al-
leingesellschafter einer im Jahr 2005 in 
Insolvenz geratenen und inzwischen auf-
gelösten GmbH die Schuldzinsen für ein 
Darlehn als Werbungskosten geltend, das 
er wegen der Inanspruchnahme aus einer 
für die GmbH übernommenen Bürgschaft 

Nr. 5 | 20183

Kein Wechsel von der  
degressiven und nicht  
typisierten Abschreibung 
zur linearen Abschreibung 
nach der tatsächlichen  
Nutzungsdauer

Wählt ein Steuerpflichtiger die degressi-
ve Gebäude-Abschreibung, so macht er 
eine Abschreibung für Abnutzung nach 
fallenden Staffelsätzen geltend.
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, 
dass ein späterer Wechsel von der de-
gressiven Abschreibung hin zu einer 
Abschreibung nach der tatsächlichen 
Nutzungsdauer nicht möglich ist. Durch 
die Wahl der degressiven Abschreibung 
entscheidet sich der Steuerpflichtige be-
wusst für eine typisierende Form der 
Abschreibung, bei der die tatsächliche 
Nutzungsdauer des Gebäudes keine Rol-
le spielt. Dies stellt eine Rechtsvereinfa-
chung dar. Diese tritt aber nur dann ein, 
wenn die Wahl der Abschreibung über 
die gesamte Dauer der Abschreibung bei-
behalten wird.
BFH, Urt. v. 29.05.2018, IX R 33/16,  
BFH/NV 2018, S. 1019

Umsatzsteuerliche Bemes­
sungsgrundlage bei Tausch­
umsätzen

Nimmt ein Kfz-Händler beim Verkauf 
eines Fahrzeugs neben einer Barzah-
lung einen Gebrauchtwagen in Zahlung 
(Tausch mit Baraufgabe), setzt sich die 
umsatzsteuerliche Bemessungsgrundla-
ge aus der Baraufgabe und dem Wert des 
Gebrauchtwagens zusammen. Der Wert 
des Gebrauchtwagens ist nach Auffas-
sung des Bundesfinanzhofs subjektiv da-
nach zu bestimmen, was der Kfz-Händler 
bereit ist, dafür zu bezahlen. Der Wert ist 
nicht objektiv zu bestimmen, also nicht 
z. B. danach, mit welchem Wert der Ge-
brauchtwagen in einer Liste steht. Ob 
der Händler beim Weiterverkauf des Ge-
brauchtwagens (mindestens) den von ihm 
angesetzten Preis erzielt, ist unerheblich. 
Insbesondere mindert ein Mindererlös 
nicht die Bemessungsgrundlage für die 
erste Lieferung, den Tausch mit Barauf-
gabe.
Soweit die Finanzverwaltung für die Kfz-
Branche eine Vereinfachungsregelung 
und den Ansatz des gemeinen Werts für 
den in Zahlung genommenen Gebraucht-
wagen vorsieht, kann diese Regelung 
nach Auffassung des Gerichts von dem 
Kfz-Händler nur insgesamt oder gar nicht 
in Anspruch genommen werden. Eine An-
wendung auf einzelne Verkäufe scheidet 
aus.
BFH, Urt. v. 25.04.2018, XI R 21/16,  
BFH/NV 2018, S. 910
Abschn. 10.5 Abs. 4 UStAE



aufgenommen hatte. Das Finanzamt be-
rücksichtigte die gezahlten Schuldzinsen 
in den Jahren 2005 bis 2008 als nachträg-
liche Werbungskosten bei den Einkünf-
ten aus Kapitalvermögen. Ab 2009 lehnte 
es den Abzug ab.
Der Bundesfinanzhof bestätigte die Auf-
fassung des Finanzamts. Das Werbungs-
kostenabzugsverbot findet auch dann 
Anwendung, wenn nach dem 31. Dezem-
ber 2008 getätigte Ausgaben mit Kapital-
erträgen zusammenhängen, die bereits 
vor dem 1. Januar 2009 zugeflossen sind; 
insbesondere sofern aus der Kapitalan-
lage jedenfalls nach 2009 keine Erträge 
fließen.
BFH, Urt. v. 28.02.2018, VIII R 41/15,  
BFH/NV 2018, S. 859

	Gewährung des vollen Ge­
werbesteuerfreibetrags 
auch bei Wechsel der Steu­
erschuldnerschaft während 
des Erhebungszeitraums

Scheidet der vorletzte Gesellschaf ter 
während eines Jahres aus einer Perso-
nengesellschaft aus, wird aus der Perso-
nengesellschaft ein Einzelunternehmen. 
Damit liegen für das Jahr des Ausschei-
dens zwei Steuerschuldner (Personenge-
sellschaft und Einzelunternehmer) vor.
Nach einem Urteil des Bundesfinanz-
hofs ist in diesem Fall der Gewerbesteu-
ermessbetrag auf der Grundlage des Ge-
werbeertrags des gesamten Jahrs unter 
Berücksichtigung des vollen Freibetrags 
zu ermitteln und sodann im prozentua-
len Verhältnis der von den beiden Steu-
erschuldnern erzielten Gewerbeerträge 
aufzuteilen.
Hinweis: Das Gericht widerspricht damit 
der Vorgehensweise der Finanzverwal-
tung, wonach für jeden der Steuerschuld-
ner eine Steuermessbetragsfestsetzung 
aufgrund des von ihm erzielten Gewerbe-
ertrags durchgeführt wird und dabei der 
Freibetrag in Höhe von 24.500 € auf jeden 
entsprechend der Dauer seiner persönli-
chen Steuerpflicht aufgeteilt wird.
BFH, Urt. v. 25.04.2018, IV R 8/16,  
BFH/NV 2018, S. 890
R 11.1 GewStR

	Kein Ermessen bei der Neu­
festsetzung oder Aufhebung 
der Kindergeldfestsetzung

Eine Mutter beantragte für ihr über 25 
Jahre altes Kind weiterhin Kindergeld. 
Bei dem Kind war eine psychische Er-
krankung, begleitet von einem Dro-
genmissbrauch, sowie eine seelische 
Behinderung festgestellt worden. Die 
Familienkasse bewilligte zunächst das 
Kindergeld. Sie hob die Kindergeldfest-
setzung jedoch später mit der Begrün-

dung auf, dass die Behinderung nicht 
vor Vollendung des 25. Lebensjahrs ein-
getreten sei.
Der Familienkasse kommt bei der Ent-
scheidung über die Fehlerkorrektur kein 
Ermessen zu. Das Gesetz regelt die Auf-
hebung oder Neufestsetzung vielmehr 
als gebundene Entscheidung. Liegen die 
Voraussetzungen vor, ist eine Aufhebung 
oder Neufestsetzung vorzunehmen. Ins-
besondere darf die Familienkasse einen 
Steueranspruch nicht zu Unrecht be-
gründen.
Im konkreten Sachverhalt fehlten dem 
Gericht jedoch ausreichende Feststellun-
gen, wann die Behinderung tatsächlich 
eingetreten war. War die Behinderung 
nicht vor Vollendung des 25. Lebensjahrs 
eingetreten, musste die Kindergeldzah-
lung enden.
§ 70 Abs. 3 Satz 1 EStG
BFH, Urt. v. 21.02.2018, III R 14/17,  
BFH/NV 2018, S. 1031

Zur Besteuerung von  
Liquidationszahlungen nach 
Auflösung einer Stiftung

Die Auszahlung des Liquidationsvermö-
gens einer Stiftung an den Berechtigten 
gehört nicht zu den Einkünften aus Kapi-
talvermögen.
Nach dem Tod eines Stifters beschloss 
der Stiftungsvorstand die Auflösung der 
Stiftung und die Auszahlung des Stif-
tungsvermögens an die Tochter als Erbin. 
Die Zahlung wurde als schenkungsteuer-
liche Zuwendung erfasst. Das Finanzamt 
unterwarf diese Zahlung auch der Ein-
kommensteuer.
Grundsätzlich gehören nur die Beteili-
gungserträge einer bestehenden Stiftung 
– sprich die Verteilung des im Rahmen des 
Stiftungszwecks erwirtschafteten Über-
schusses an „hinter einer Stiftung ste-
hende Personen“ – zu den Einkünften aus 
Kapitalvermögen. Zahlungen aufgrund 
der Liquidation einer Stiftung sind nicht 
wirtschaftlich vergleichbar mit Gewinn-
ausschüttungen. Sie haben vielmehr den 
Charakter von Kapitalrückzahlungen, 
ähnlich den handels- oder steuerrechtli-

Hinweis: Die Darstellungen dienen ausschließlich Informationszwecken und 
ersetzen nicht die Beratung im Einzelfall.
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chen Zahlungen aufgrund einer Herabset-
zung von Grund- oder Stammkapital.
§ 20 Abs. 1 Nr. 9 EStG a. F.
BFH, Urt. v. 28.02.2018, VIII R 30/15, 
BFH/NV 2018, S. 857

Bemessungsgrundlage der 
Grunderwerbsteuer beim 
Grundstückserwerb durch 
den Projektentwickler

Ein Immobilienmakler entwickelte ge-
meinsam mit einem Bauunternehmen ein 
Konzept für die Bebauung eines Grund-
stücks und die Vermarktung der ent-
stehenden Eigentumswohnungen. Die 
Grundstückseigentümerin sollte ein Ei-
gentümer-Erbbaurecht bestellen, das sich 
in Miterbbaurechtsanteile verbunden mit 
je einer bestimmten Wohnung aufteilte. 
Im Vermarktungsprospekt wurde der Er-
werb einer Wohnung aus einer Hand mit 
genauen Angaben über Wohnfläche, Erb-
pacht, Lage, Ausstattung und Kaufpreis 
angeboten. Der Makler selbst erwarb 
einen Miterbbaurechtsanteil verbunden 
mit dem Sondereigentum an einer noch 
zu errichtenden Wohnung. Anschließend 
schloss er mit dem Bauunternehmen den 
Bauerrichtungsvertrag. Das Finanzamt 
war der Auffassung, dass ein einheitli-
cher Erwerbsgegenstand (bestehend aus 
Erbbaurecht und Eigentumswohnung) 
vorliege und bezog auch die Bauerrich-
tungskosten in die Bemessungsgrundla-
ge der Grunderwerbsteuer ein.
Grundsätzlich ist das Vorgehen richtig, 
wenn sich aus dem Grundstückskaufver-
trag und den damit im Zusammenhang 
stehenden weiteren Vereinbarungen er-
gibt, dass sich der Erwerb auf ein Grund-
stück in bebautem Zustand bezieht. Das 
ist aber dann nicht der Fall, wenn das 
Grundstück von einer zur Veräußerersei-
te gehörenden Person mitbestimmendem 
Einfluss auf die Bebauung erworben wur-
de. In diesem Fall, der hier vorliegt, ist 
das unbebaute Grundstück Gegenstand 
des Erwerbsvorgangs.
BFH, Urt. v. 25.04.2018, II R 50/15,  
BFH/NV 2018, S. 1041


